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Weg mit  
dem Winterdreck
Jetzt ist die Zeit,  
das Auto und Zweirad 
frühlingsfit zu machen

» Seiten 26 bis 28

Sportlerwahl: 
4908 Stimmze�el
Die Siegerinnen und Sieger 
bei der 32. Sportlerwahl 
stehen fest

» Seite 17

Wieder Osterfeuer 
im Wendland
Samtgemeinden haben 
156 Brauchtumsfeuer 
im Kreis genehmigt

» Seite 3

Kein  
Gong-Konzert
Neu Darchauer Pastorin 
gibt keine Erlaubnis  
für Drethemer Kirche

» Seite 2

Heute mit

Beilage!

WETTER

Der Himmel zeigt sich meist
wolkenverhangen, ein paar Regen-
tropfen fallen aber nur vereinzelt.
Es weht ein meist schwacher

Wind aus nordöstlicher Richtung.

12°
5°

Hannover. Niedersachsen wird 
voraussichtlich noch in diesem 
Jahr den von der rot-grünen 
Landesregierung geplanten Kli-
macheck einführen. Alle Geset-
ze, Investitionen, Förderpro-
gramme und Verordnungen des 
Landes sollen dann im Hinblick 
auf ihre Auswirkungen auf das 
Klima überprüft werden. Auch 
für die Kommunen soll ein sol-
cher Check verbindlich vorge-
schrieben werden. Die Landesre-
gierung will zudem die Klimazie-
le verschärfen.

„Die Klimakrise ist Realität 
und trifft Niedersachsen hart, 
wenn wir jetzt nicht handeln“, 

sagte Umweltminister Christian 
Meyer (Grüne) dieser Zeitung. 
„Durch die Klimaerwärmung 
gehen  wir von einer Verdreifa-
chung der Beregnungsfläche in 
der Landwirtschaft bis 2030 
aus.“ Allein die Deiche zu er -
höhen und mehr Wasser in der 
Fläche zu halten, werde Milliar-
den kosten.

Die rot-grüne Koalition plant, 
die Treibhausgasemissionen in 
Niedersachsen bis 2030 um 
75 Prozent zu reduzieren, bis 
2035 um 90 Prozent. Bis 2040 
soll Niedersachsen klimaneutral 
sein – fünf Jahre früher als der 
Bund. „Klimaschutz und Ener-
giewende haben für uns oberste 
Priorität“, sagte Meyer. „Mit dem 

Klimacheck wollen wir dafür 
unser Handeln zielgerichteter 
und besser machen.“

Der Klimacheck soll laut Um-
weltministerium unter anderem 
zeigen, welche CO2-Einsparun-
gen etwa der Ausbau von Radwe-
gen, der Moorschutz oder die 
Reaktivierung  von Bahnstre-
cken bringen. Mit der energeti-
schen Sanierung von Landes -
gebäuden soll da begonnen wer-
den, wo es die größten CO2-Ein-
sparpotenziale gibt. Alle Gebäu-
de des Landes sollen bis 2035 kli-
maneutral sein.

Der Klimacheck werde auch 
bei Beschaffungen und Auf-
tragsvergaben eine Rolle spie-
len, hieß es. Laut Klimagesetz 

Neue
Eskalation
in Nahost

Tel Aviv/Beirut. Nach schwerem 
Beschuss mit Raketen aus dem 
Libanon auf Israel ist die Lage im 
Nahen Osten kurz vor Ostern es-
kaliert. Israel griff in der Nacht 
zu Freitag Stützpunkte militan-
ter Palästinenser im Nachbar-
land sowie im Gazastreifen aus 
der Luft an. Die Armee machte 
sie für die heftigsten Angriffe 
aus dem Libanon seit anderthalb 
Jahrzehnten verantwortlich. 

Auch in Israel gab es wieder 
mehrfach Alarm, weil Geschosse 
aus dem Gazastreifen abgefeuert 
wurden. Im Westjordanland ka-
men nach einem mutmaßlichen 
Angriff von Palästinensern zwei 
israelische Frauen ums Leben.

Israels Ministerpräsident 
Benjamin Netanjahu kündigte 
massive Vergeltung an. Die Fein-
de Israels würden „einen hohen 
Preis“ zahlen. Der Eskalation 
vorausgegangen  waren Zusam-
menstöße der israelischen Poli-
zei mit Palästinensern auf dem 
Tempelberg.» Politik

Bas sieht
wachsende

Polarisierung

Berlin. Bundestagspräsidentin 
Bärbel Bas (SPD) warnt vor einer 
Polarisierung der Gesellschaft 
durch soziale Medien. „Der Ton 
ist härter geworden und die An-
griffe gegen Politikerinnen und 
Politiker oder die Institutionen 
heftiger“, sagte Bas im Interview 
mit dem RedaktionsNetzwerk  
Deutschland (RND). Durch das 
Einsetzen sogenannter Bürger-
räte will sie in Zukunft mehr 
über die Haltung der „schwei-
genden Mehrheit“ erfahren.

„Es gibt schon manchmal 
ideologische Scheuklappen in 
unseren Debatten. Das Ziel ist, 
die Entfremdung von den de -
mokratischen Institutionen zu-
rückzufahren“, erklärte Bas. Mit 
den Ergebnissen der Bürgerräte 
solle sich auch das Parlament be-
schäftigen.» Blickpunkt

müssen etwa alle Dienstfahrzeu-
ge der Landesverwaltung bis 
2030 über „saubere Antriebe“ 
verfügen. Das bedeutet zum Bei-
spiel, dass die Polizei verstärkt in 
E-Mobilität investieren muss.

Auch die Kommunen sollen 
den Klimacheck durchführen. 
Sie müssen nach den Plänen von 
Rot-Grün erstmals für das Jahr 
2022 einen detaillierten Ener-
giebericht veröffentlichen mit 
allen Verbräuchen für Strom und 
Heizenergie sowie den damit 
verbundenen Klimaemissionen. 
Außerdem müssen alle Land-
kreise und kreisfreien Städte bis 
Ende 2025 ein Klimaschutzkon-
zept für die Verwaltung erstel-
len.

Land stellt Klima ins Zentrum
politischer Entscheidungen
Rot-grüne Koalition in Niedersachsen will künftig sämtliche Gesetze und Investitionen auf

ökologische Nachhaltigkeit überprüfen. Auch Kommunen müssen einen Klimacheck durchführen

VON MARCO SENG

Chris Donahue verließ 2021 als 
letzter US-Soldat den Flughafen 
in Kabul. Vorausgegangen waren 
chaotische Tage.

Foto: U.S. Central Command/dpa

Washington. Die Regierung von 
US-Präsident Joe Biden hat die 
Vorgängerregierung unter Do-
nald Trump weitgehend für die 
Schwierigkeiten beim US-Trup-
penabzug aus Afghanistan ver-
antwortlich gemacht. Biden sei 
in seinen Entscheidungen, wie 
der Abzug durchzuführen sei, 
durch die von Trump geschaffe-
nen Bedingungen „stark ein -
geschränkt“ gewesen, hieß es in 
einem am Donnerstag veröf-

fentlichten Bericht verschiede-
ner Nachrichtendienste.

Für den Abzug Ende August 
2021 war Biden massiv kritisiert 
worden. Als die letzten US-Mi -
litärmaschinen vom Flughafen 
in Kabul abhoben, spielten sich 
dort dramatische Szenen ab. 
Menschen klammerten sich aus 
Angst zurückgelassen zu werden 
an das Fahrwerk eines Flugzeugs 
und stürzten in den Tod. Bei 
einer Terrorattacke wurden 
13 US-Soldaten und Dutzende 
Afghanen getötet.

Der Bericht gibt dem Republi-
kaner Trump die Schuld an den 
für die USA ungünstigen Macht-
verhältnissen in Afghanistan 
zum Zeitpunkt von Bidens 
Amtsübernahme. Als der De -
mokrat Biden ins Weiße Haus 
einzog, seien die Taliban in der 

stärksten militärischen Position 
seit 2001 gewesen, hieß es. Zu-
gleich hätten sich nur noch 2500 
US-Soldaten in Afghanistan be-
funden. Grund dafür sei ein von 
Trump mit den Taliban geschlos-
senes Abkommen gewesen.

Darin war vereinbart worden, 
dass die USA bis Mai 2021 alle 
Soldaten aus Afghanistan abzie-
hen. Dem Präsidenten seien je-
doch von seinem Vorgänger kei-
ne Pläne übergeben worden.

Trump übte scharfe Kritik an 
der Darstellung der Ereignisse. 
Auf seinem Netzwerk Truth So-
cial bezeichnete der ehemalige 
Präsident seinen Amtsnachfol-
ger und dessen Mitarbeiter als 
„Trottel“, die mit Hilfe von Des-
informationen ihm die Schuld 
für „ihre krass inkompetente 
Kapitulation “ zuschöben.

Afghanistan-Abzug:
Vorwürfe gegen Trump

Offizieller Bericht: Biden
war wegen der Politik

seines Vorgängers
„stark eingeschränkt“

VON BASTIAN HARTIG
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